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Wirtschaftsstrafrecht

A.
Subventionsbetrug nach § 264 StGB

I.
Allgemeines

1.
Rechtsgut 

Geschütztes Rechtsgut des § 264 StGB ist das Vermögen, da Subventionen „Leistungen aus öffentlichen Mitteln“ (vgl. § 264 VII StGB) sind, d.h. Geldbeträge und damit Vermögensgüter.

Aus § 264 VII StGB ergibt sich jedoch, dass die Tat nur „öffentliche“ Mittel betrifft, so dass nur der Staatshaushalt geschützt ist. Es entspricht daher h.M., dass § 264 StGB nicht nur das Vermögen als solches, sondern auch die Funktionsfähigkeit der Subventionsvergabe als staatliches Lenkungs- und Steuerungsinstrument mitschützt.

Im Verhältnis zu § 263 StGB wird § 264 StGB als vorrangig erachtet. § 263 StGB wird deshalb nach überwiegender Auffassung von § 264 verdrängt (lex specialis). Selbst wenn man dies annimmt, tritt § 263 StGB dann in den Vordergrund, wenn die Tat von § 264 StGB nicht voll erfasst wird. Dies gilt vor allem, wenn es sich nicht um eine Leistung aus öffentlichen Mitteln und damit keine Subvention i.S.v. § 264 StGB handelt, weil sie nicht der Wirtschaftsförderung dient (vgl. § 264 VII S. 1 Nr. 1 b), sondern etwa der Förderung der Bildung, Kultur, Gesundheit, Sozialhilfe.

Dagegen schließen sich § 270 AO (Steuerhinterziehung) und § 264 StGB tatbestandlich aus. § 370 AO ist nämlich auf die Erschleichung steuerlicher Vorteile gerichtet, während § 264 StGB ausschließlich auf Vergünstigungen nichtsteuerlicher Art anwendbar ist. 

Der Unterschied zur Untreue besteht darin, dass der Subventionsbetrug einen Angriff auf staatliches Vermögen von außen darstellt. Die rechtswidrige Vergabe von Subventionen durch einen Amtsträger kann daher allenfalls unter § 266 und nicht unter § 264 StGB fallen. Es gilt also der Merksatz: „Schädigung von außen ist gleich § 264 StGB, Schädigung von innen ist gleich § 266 StGB!“

( 
ein Amtsträger kann den Tatbestand des Subventionsbetrugs allenfalls dann verwirklichen, wenn er nicht selbst zur Entscheidung über den Subventionsantrag befugt ist und dem entscheidungsbefugten Amtsträger falsche Angaben unterbreitet, etwa indem er falsche Angaben bestätigt und weiterleitet. 

II.
Einzelheiten zum Tatbestand

1.
Allgemeines

§ 264 I Nr. 1‑4 StGB beschreiben jeweils ein anderes Tatbild, so dass § 264 StGB vier Tatbestandsalternativen enthält. 

Für den subjektiven Tatbestand ist von Bedeutung, dass Abs. 4 neben vier Vorsatzalternativen drei Leichtfertigkeitsalternativen kennt! 

2.
Unterschiede zum Betrug

§ 264 StGB unterscheidet sich in zweifacher Weise von § 263 StGB:

a)
Der Subventionsbetrug nach § 264 StGB verlagert die Strafbarkeit vor, da zur Vollendung des Delikts weder eine Irrtumserregung noch eine irrtumsbedingte Vermögensverfügung, geschweige denn ein Vermögensschaden notwendig ist. § 264 StGB liegt damit im Vorfeld des § 263 StGB, da das Delikt schon mit der Täuschung vollendet ist, selbst wenn sich der Adressat durch die wahrheitswidrigen Äußerung nicht irreführen lässt. Nach ganz h.M. handelt es sich daher bei § 264 StGB um ein abstraktes Gefährdungsdelikt. 

b)
§ 264 StGB enthält kein subjektives Tatbestandsmerkmal der „Bereicherungsabsicht“. 

3.
Betrugsähnlichkeit

§ 264 StGB ist zumindest ähnlich wie § 263 StGB ausgestaltet. Da § 264 I Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 4 StGB eine täuschende, wahrheitswidrige Äußerung voraussetzt, die einem anderen gegenüber gemacht wird, der dadurch zu einer Reaktion veranlasst werden soll, die einer Vermögensverfügung i.S.d. Betrugstatbestandes zumindest ähnlich ist. Auch § 264 I Nr. 3 StGB weist betrugsähnlichen Charakter auf, weil hier die Pflicht zur wahrheitsgemäßer Information verletzt wird (vergleichbar mit Betrug durch Unterlassen).

4.
Grundlagen

a)
Subvention

Der Subventionsbegriff ist ausschlaggebendes Kriterium in § 264 StGB, da er für jede Tatbestandsalternative eine entscheidende Rolle spielt. § 264 VII StGB enthält dabei den „materiellen Subventionsbegriff“. Die Definition des § 264 VII StGB ist jedoch so umfassend, dass auch steuerrechtliche Vorteile darunter subsumiert werden könnten. Wie bereits oben gesehen, ist für derartige unberechtigte steuerliche Vorteile jedoch der Straftatbestand des § 370 AO zuständig. Auch beschränkt § 264 VII StGB den strafrechtlichen Schutz auf inländische Subventionen wirtschaftsfördernder Art (§ 264 VII S. 1 Nr. 1 b StGB, so dass staatliche Förderungen sonstiger Art nur in den Schutzbereich des § 263 StGB fallen. 

Die Erschleichung von BAföG fällt daher nicht unter § 264 StGB, sondern kann strafrechtlich nur über § 263 StGB erfasst werden. Das Problem besteht für § 263 StGB jedoch darin, dass der Staat beim BAföG die Leistung bewusst ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt. Die h.M. löst das Problem über die Lehre von der sozialen Zweckverfehlung, mit der man bei der BAföG-Vergabe dann zu § 263 StGB gelangen kann.

Von entscheidender Bedeutung ist auch die Nennung von „Betrieben“ bzw. „Unternehmen“ als Subventionsempfänger. Daraus ergibt sich, dass die mittelbare Wirtschaftsförderung von Einzelkonsumenten (z.B. Förderung von Familien mit Kindern) bzw. Instrumente der Sozialhilfe nicht Förderungen der Wirtschaft i.S.v. § 264 StGB sind. Gleiches gilt für Bezüge der Beamten, die zwar ohne „marktmäßige Gegenleistung“ erfolgen. 

Aus der Wendung „Betrieb“ bzw. „Unternehmen“ kann freilich nicht gefolgert werden, dass die Subventionsleistung im rechtlichen Sinne an den Betrieb bzw. an das Unternehmen gezahlt wird. Denn natürlich steht hinter dem Betrieb bzw. Unternehmen stets ein Inhaber als natürliche bzw. juristische Person bzw. eine Personenhandelsgesellschaft.

b)
Subventionserhebliche Tatsachen

Die subventionserheblichen Tatsachen spielen in der Vorsatzversion des § 264 I Nr. 1, Nr. 3 und Nr. 4 StGB sowie in der Leichtfertigkeitsversion des § 264 I Nr. 1 und Nr. 3 eine ausschlaggebende Rolle. Für die Subventionserheblichkeit gibt § 264 VIII StGB eine gemischt formell-materielle Definition. 

Nach § 264 VIII Nr. 1 StGB ist maßgebend die Bezeichnung als „subventionserheblich“, was seine gesetzliche Grundlage in § 2 SubvG hat. Danach scheint die formale Bezeichnung ausschlaggebend zu sein. Jedoch herrscht Einigkeit darüber, dass hier zu unterscheiden ist: sofern das Gesetz die Bezeichnung selbst enthält ist sie für das Strafrecht verbindlich, selbst wenn der Gesetzgeber die Subventionserheblichkeit zu Unrecht angenommen. Bezeichnet dagegen der Subventionsgeber die Tatsachen als subventionserheblich, obwohl sie es bei materieller Betrachtung nicht sind, so kommt es darauf an, ob diese Bezeichnung von dem zu Grunde liegenden Gesetz (vgl. Gesetzestext: „Aufgrund eines Gesetzes!“) gedeckt ist. Ist dies nicht der Fall, so fehlt es der Bezeichnung als „subventionserheblich“ an der gesetzlichen Grundlage. Es handelt sich dann nicht um subventionserhebliche Tatsachen i.S.d. § 264 StGB. Umgekehrt gilt auch, dass bei Fehlen der vorgeschriebenen Bezeichnung sowie bei Fehlen der Voraussetzungen des § 264 VIII Nr. 2 StGB die betroffene Tatsache auch kein tauglicher, strafbarkeitsbegründender Täuschungsgegenstand sein kann, und zwar selbst dann, wenn der Täter weiß, dass die Tatsache vom Subventionsgeber hätte als subventionserheblich bezeichnet werden müssen.

Im Übrigen ist genauestens darauf zu achten, dass sich der Täuschungsinhalt auf subventionserhebliche Tatsachen beziehen muss. Bezieht sich die Täuschung bzw. der dadurch erregte Irrtum auf sonstige nichtsubventionsbezogene Tatsachen, so kann hieran keine Strafbarkeit nach § 264 I StGB geknüpft werden.

Fall 10: A ist Bauunternehmer und plant die Errichtung von Gebäuden in einer wirtschaftlich schwachen Region. Der Staat verleiht hierfür Investitionszuschüsse. A macht bei der Behörde korrekte und vollständige Angaben über die Tatsachen, die nach der gesetzlichen Lage für eine Subventionsbewilligung ausschlaggebend sind. Da er davon ausgeht, dass der Beamte B trotz der Erfüllung der rechtlichen Voraussetzungen möglicherweise die Beihilfe nicht bewilligen wird (angesichts der Anzahl der Antragsteller ist dies möglich), erklärt er dem B wahrheitswidrig, dass er ihm im Falle der Bewilligung eine Provision zahlen würde. 

Lösung: § 264 I StGB scheidet hier aus. A hat den B zwar getäuscht und dabei den Tatsachen, über die er täuschte, insofern Subventionserheblichkeit zugeschrieben, als er annahm, die vorgespielten Tatsachen würden letztlich für die tatsächliche Subventionsgewährung ausschlaggebend sein. Dies ist jedoch nach § 264 VIII StGB nicht entscheidend, da in dessen Nr. 2 nur solche Tatsachen als subventionserheblich anerkannt werden, von denen die Bewilligung der Subvention „gesetzlich“ abhängt. Andere Tatsachen dürfen nämlich sogar in die Entscheidungsfindung des Beamten nicht einfließen, da er anderenfalls sachfremde Erwägungen anstellen würde. Ein korrekt handelnder Beamter kann deshalb durch solche Tatsachen auch nicht irregeführt werden. A ist daher nur strafbar nach § 333 I StGB (Vorteilsgewährung). 

Hinweis: Wenn A die Subventionsvoraussetzungen nicht erfüllen würde, so handelte es sich sogar um eine Bestechung nach § 334 I S. 1 StGB. 

Fraglich ist, ob A auch nach § 263 StGB strafbar ist. Auch hierfür fehlt es jedoch an einer vermögensbezogenen Täuschung, weil die Tatsachen subventionsunerheblich sind. Das Fehlverhalten des Amtsträgers ist vielmehr behördeninterner Natur, so dass an § 266 StGB gedacht werden kann.

c)
Subventionsverfahren

Ein Subventionsverfahren beginnt in der Regel mit dem Antrag auf Bewilligung der Subvention und endet mit dem Bescheid der Behörde, durch den die Subvention entweder gewährt oder endgültig verweigert wird. Besonders erwähnt wird dieses Merkmal in den Tatbeständen des § 264 I Nr. 1 i.V.m. § 264 VI und in § 264 I Nr. 4 StGB. Wahrheitswidrige Äußerung außerhalb des Subventionsverfahrens (etwa im Privatverkehr gegenüber einer am Subventionsverfahren beteiligten Person) fallen daher aus dem Anwendungsbereich heraus, da nur so der Rechtsgutsbezug gewahrt werden kann. 

d)
Subventionsgeber

Die Definition des Subventionsgebers liefert § 264 I Nr. 1 StGB. Es wird ausdrücklich auch in den Tatbestständen des § 264 I Nr. 2 und Nr. 3 sowie implizit auch in Nr. 4 StGB erwähnt. Es kommen als Adressat von Angaben sowohl Behörden als auch „Stellen“ in Betracht. Wichtig ist dies vor allem im Zeitalter elektronischer Datenverarbeitungssysteme, so dass die Angaben nicht zu einer Person vordringen müssen, sondern schon ein Behörden- bzw. Stellenbezug genügt. Auch wird dadurch gewährleistet, dass Täter auch ein Angehöriger der subventionsgebenden Behörde bzw. Stelle ist. Zwar kann eine solche Person keine täuschenden Angaben gegenüber sich selbst machen, jedoch gegenüber anderen der Behörde bzw. Stelle angehörenden Personen und damit gegenüber der Behörde bzw. Stelle als Subventionsgeber. 

5.
§ 264 I Nr. 1, IV StGB im Besonderen

a) 
Täter

§ 264 I Nr. 1 StGB ist ein Jedermannsdelikt, so dass keine besondere Tätereigenschaft vorausgesetzt ist. Da § 264 StGB die Wendung „für sich oder einen anderen“ enthält, kann auch ein anderer als der Subventionsnehmer die Tat begehen. Auch ein Amtsträger, der außerhalb des in Frage stehenden Subventionsverfahrens steht, kann tauglicher Täter sein. 

b)
Tathandlung

Sie besteht in einer Täuschung im Subventionsverfahren. Auch wenn die Täuschung auf eine Irrtumserregung gerichtet ist, ist der Eintritt einer Fehlvorstellung keine notwendige Strafbarkeitsvoraussetzung. Tatvollendung tritt daher bereits mit Zugang der Erklärung beim Subventionsgeber ein. Dazu muss die Erklärung in den Machtbereich des Subventionsgebers derart gelangt sein, dass dieser von der Erklärung Kenntnis nehmen kann. Vor diesem Zeitpunkt kann allenfalls ein strafloser Versuch angenommen werden.

Die Täuschung besteht in der Abgabe unrichtiger oder unvollständiger Angaben, die für den Täter oder den Dritten vorteilhaft sind. Das Merkmal der „Vorteilhaftigkeit“ ist dabei umstritten.

Beispiel
: A führt ein milchähnliches Produkt nach Polen aus. Gegenüber der zuständigen Behörde deklariert er die ausgeführte Ware wahrheitswidrig als Vollmilchpulver. Die Ausfuhr von Milchpulver mit einem bestimmten Mindestmilchfettgehalt wird mit Ausfuhrsubventionen gefördert. Aufgrund der unrichtigen Angaben erhält A 100.000 € Ausfuhrerstattung. Für die Ausfuhr des von A tatsächlich ausgeführten milchähnlichen Produkts hätte A Ausfuhrerstattungen in gleicher Höhe beanspruchen können. 

Lösung: A hat in einem Subventionsverfahren gegenüber dem Subventionsgeber unrichtige Angaben gemacht. Da er aufgrund dessen 100.000 € Subvention erhalten hat, scheint die Vorteilhaftigkeit der gemachten Angaben bejaht werden zu können. Tatsächlich hat der BGH dies auch getan und die Vorteilhaftigkeit damit bejaht, dass dem A keine Subvention gewährt worden wäre, wenn er keinen Antrag auf Ausfuhrerstattung gestellt, also die unrichtigen Angaben nicht gemacht hätte. Der BGH geht dabei davon aus, dass der Gefahr der Fehlleitung von Subventionen aufgrund falscher Angaben wirksam nur dadurch begegnet werden könne, dass der strafrechtlichen Würdigung allein die tatsächlichen Angaben und ihre tatsächliche Begünstigungswirkung im Subventionsverfahren zugrunde gelegt werden und wahrheitsgemäße Alternativangaben unberücksichtigt bleiben.

Die h. Lit. widerspricht dem, weil das Vermögen des Subventionsgebers nicht ungerechtfertigt in Anspruch genommen, also kein Vermögensschaden verursacht werde. Anderenfalls werde allein die prozedurale Korrektheit der Subventionsgewährung zur Strafbarkeitsgrundlage erhoben. Eine Fehlleitung von Subventionsmitteln drohe in derartigen Fällen im Übrigen nicht, da der Förderungszweck demjenigen zugute kommt, für den sie bestimmt sind. 

Die besseren Gründe dürften für die h. Lit. sprechen. Denn § 264 I Nr. 1 StGB geht von „unrichtigen Angaben“ aus, die „vorteilhaft“ sind. Die Lage sollte daher nicht mit der Situation verglichen werden, dass der Subventionsempfänger überhaupt keine Angaben gemacht hätte, sondern dass er richtige Angaben gemacht hätte. Gerade bezüglich dieses Alternativsachverhalts ist jedoch keine Vorteilhaftigkeit zu erkennen. Es liegt daher eigentlich die Situation eines Versuchs vor, der jedoch bei § 264 StGB nicht strafbar ist. 

c)
Subjektiver Tatbestand

aa)
Vorsatz

§ 264 I StGB setzt Vorsatz voraus, wobei wie stets bedingter Vorsatz genügt. Er muss sich auf alle objektiven Tatbestandsmerkmale beziehen. Durch die Bezeichnungspflicht nach § 264 VIII Nr. 1 StGB i.V.m. § 2 SubvG werden Irrtümer bezüglich „subventionserheblicher Tatsachen“ weitgehend ausgeschlossen. 

Achtung: Wichtig ist, dass der subjektive Tatbestand weder einen Schädigungsvorsatz noch eine Bereicherungsabsicht voraussetzt.
bb)
Leichtfertigkeit

Leichtfertigkeit bedeutet „grobe Fahrlässigkeit“. § 264 IV StGB stellt insoweit einen Fremdkörper im Strafrecht dar, da das Strafgesetzbuch nur dort Leichtfertigkeit kennt, wo es um immaterielle Rechtsgüter geht (vgl. etwa § 315c III StGB). 

Wichtig ist, dass sich die Leichtfertigkeit nicht nur auf die Unrichtigkeit bzw. auf die Unvollständigkeit der Angaben, sondern auch auf die Subventionserheblichkeit der Tatsachen beziehen kann. 

6.
§ 264 I Nr. 2, IV StGB im Besonderen

a)
Objektiver Tatbestand

aa)
Tathandlung

Sie besteht in der Verwendung des Gegenstands oder der Geldleistung, die von der einer Verwendungsbeschränkung abweicht. Entscheidend ist allein die Verwendung, nicht aber die Frage, ob der Täter zugleich eine Pflicht zur Anzeige der beschränkungswidrigen Verwendung verletzt hat (diese besteht grundsätzlich nach § 3 II SubvG).

b)
Subjektiver Tatbestand

Auch hier wird mindestens bedingter Vorsatz vorausgesetzt, wobei nach § 264 IV StGB auch hier zusätzlich eine leichtfertige Begehungsweise in Betracht kommt. Leichtfertigkeit soll insbesondere dann vorliegen, wenn sich der Subventionsnehmer über Umfang und Inhalt von Verwendungsbeschränkungen nicht hinreichend unterrichtet hat.

7.
§ 264 I Nr. 3, IV StGB im Besonderen

a)
Objektiver Tatbestand

aa)
Täter

§ 264 I Nr. 3 StGB ist ein Sonderdelikt, das nur von demjenigen verwirklicht werden kann, der nach den Rechtsvorschriften über die Subventionsvergabe verpflichtet ist, den Subventionsgeber über bestimmte subventionserhebliche Tatsachen zu informieren. Entscheidend kann hier eine Merkmalszurechnung nach § 14 StGB sein.

Wem die Pflicht zur Information fehlt, kann allenfalls Anstifter oder Gehilfe zu § 264 I Nr. 3 StGB sein. 

Beispiel: Hat also etwa der Subventionsnehmer A eine Erklärung an die Subventionsbehörde geschrieben, aus der sich ergibt, dass eine Weiterförderung an ihn nicht mehr gerechtfertigt ist, und nimmt der Sohn S des A den Brief sodann wieder aus dem Postlauf, so ist A nicht nach § 264 I Nr. 3 StGB strafbar, weil ihm der notwendige Vorsatz fehlt (§ 16 I S. 1 StGB). Auch S ist nicht nach § 264 I Nr. 3 StGB strafbar, da er nicht Subventionsnehmer ist und daher auch keine Verpflichtung hat, den Subventionsgeber über subventionserhebliche Tatsachen zu informieren.

Eine Strafbarkeit scheidet hier daher insgesamt aus.

Wichtig ist, dass Rechtsvorschriften aus denen sich eine Offenbarungspflicht ergeben kann, in verschiedenen Spezialgesetzen einschließlich des EG-Rechts zu finden sind. Im Übrigen enthält auch das Subventionsgesetz in § 3 eine allgemeine Offenbarungspflicht. Unmaßgeblich sind dagegen im Rahmen des § 264 I Nr. 3 StGB die allgemeinen Gründe, die eine Garantenstellung nach sich ziehen, wie etwa Ingerenz, Treu und Glauben, Vertrag etc.

bb)
Unkenntnis des Subventionsgebers

Sie muss sich auf subventionserhebliche Tatsachen beziehen, wobei das Verschweigen für den Täter vorteilhaft sein muss, auch wenn sich dies nicht unmittelbar aus dem Gesetz ergibt. 

cc)
In Unkenntnis lassen

Meist wird dies durch ein Unterlassen geschehen; jedoch kann bisweilen ein aktives Tun (nämlich der Abbruch eines Informationsverlaufs) strafbarkeitsbegründend wirken. 

b)
Subjektiver Tatbestand

Auch hier ist Vorsatz, bedingter genügt, erforderlich; jedoch erstreckt § 264 IV StGB die Strafbarkeit auch auf leichtfertige Begehungen.

8.
§ 264 I Nr. 4 im Besonderen

a)
Objektiver Tatbestand

aa)
Tathandlung

Sie besteht im Gebrauchen der Bescheinigung, der ein Erwirken vorausgehen muss. Insgesamt hat § 264 I Nr. 4 StGB nur eine lückenschließende geringe Funktion, da meist auch § 264 I Nr. 1 StGB und ggf. auch § 264 I Nr. 3 StGB erfüllt sein werden.

bb)
Zweiaktigkeit

Der Gebrauch der Bescheinigung (2. Akt) ist nur dann tatbestandsmäßig, wenn der Mangel der Bescheinigung zuvor durch unrichtige oder unvollständige Angaben verursacht worden ist (1. Akt). Wichtig ist dabei, dass der Gebrauchstäter die unrichtigen bzw. die unvollständigen Angaben gegenüber der die Bescheinigung ausstellenden Behörde nicht selbst gemacht haben muss. Entscheidend ist nur, dass er die Bescheinigung selbst gebraucht. 

Wer dagegen durch falsche Angaben die Ausstellung einer Bescheinigung an einen Dritten bewirkt, die dieser gutgläubig in einem Subventionsverfahren gebraucht, verwirklicht selbst das Tatbestandsmerkmal „Gebrauch“ in mittelbarer Täterschaft (§ 25 I Alt. 2 StGB). 

Für das Gebrauchmachen genügt dabei die tatsächliche Verschaffung der Möglichkeit zur Kenntnisnahme durch den Subventionsgeber, nicht dagegen ist tatsächliche Kenntnis vom Inhalt der Bescheinigung durch den Subventionsgeber erforderlich. 

b)
Subjektiver Tatbestand

§ 264 I Nr. 4 StGB ist reines Vorsatzdelikt. Meist wird aber auch § 264 I Nr. 1 bzw. Nr. 3 StGB gegeben sein, so dass dann wiederum Leichtfertigkeitsbestrafung in Frage kommt. 

III.
Qualifikation nach § 264 III StGB (durch Verweis auf § 263 V StGB)

a)
Objektiver Tatbestand

§ 264 III StGB erklärt den Qualifikationstatbestand des § 263 V StGB für entsprechend anwendbar, um auch hier den Erscheinungsformen der organisierten Kriminalität wirksamer entgegentreten zu können. Der Täter muss Mitglied einer Band sein, die sich zur fortgesetzten Begehung der in § 263 V StGB genannten Straftaten zusammengeschlossen hat. Dabei muss zwischen Tat und Bandenmitgliedschaft ein innerer Zusammenhang bestehen. Dies ist nicht der Fall, wenn der Täter zwar Mitglied einer Bande ist, er den Subventionsbetrug aber nicht in seiner Eigenschaft als Bandenmitglied begangen hat. 

Was die Gewerbsmäßigkeit anbelangt, so handelt es sich dabei eigentlich nicht um ein objektives Tatbestandsmerkmal (siehe dazu sogleich).

b)
Subjektiver Tatbestand

Der Qualifikationstatbestand kann ausschließlich vorsätzlich begangen werden. Auf einem Leichtfertigkeitstatbestand kann § 264 III StGB nicht aufbauen. Dies ergibt sich schon aus der systematischen Stellung des § 264 III StGB vor § 264 IV StGB! Darüber hinaus ist Leichtfertigkeit mit den qualifizierenden Merkmalen des § 263 V StGB auch nicht inhaltlich vereinbar. 

Darüber hinaus verlangt der subjektive Tatbestand die Gewerbsmäßigkeit der Tat. Gewerbsmäßig handelt der Täter dabei, wenn er durch wiederholte Begehung von Diebstählen einen fortgesetzten, auf unbestimmte Zeit vorgesehenen Gewinn erzielen und sich so eine fortlaufende Einnahmequelle von einiger Dauer verschaffen will.

IV.
Besonders schwerer Fall des Subventionsbetrugs

§ 264 II StGB enthält Strafschärfungsgründe in Form der Regelbeispielstechnik (vergleichbar mit § 243 StGB!). Auch § 264 II StGB knüpft an die vorsätzliche Verwirklichung des Grundtatbestandes an. Leichtfertigkeit reicht als Grundlage für einen besonders schweren Fall nicht aus (vgl. wiederum systematische Stellung!). 

Anders als § 243 II bzw. § 263 IV StGB sieht § 264 II StGB keine Geringwertigkeitsklausel vor. Dies ist damit zu erklären, dass es in der Praxis keine geringwertigen Subventionen zur Förderung der Wirtschaft gibt. 

Die einzelnen Regelbeispiele des § 264 II StGB stimmen vielfach mit denen des § 263 III StGB überein. Seltsam ist, dass der Gesetzgeber das Regelbeispiel des 3 263 III S. 2 Nr. 1 StGB nicht übernommen hat. Im Übrigen gilt Folgendes:

‑
Nr. 1: grober Eigennutz ist Streben nach eigenem Vorteil in besonders anstößigem Maße. Das große Ausmaß richtet sich nicht nach der gewährten Gesamtleistung, sondern nach dem unentgeltlich gewährten Vorteil (z.B. bei einem Kredit mit Zinsverbilligung). Als Richtwert werden 50.000 € genannt.
 Nachgemachte oder verfälschte Belege sind solche, die aus Straftaten nach §§ 267, 268 StGB entstanden sind.

‑
Nr. 2: Er betrifft den Missbrauch von Befugnissen oder der Stellung als Amtsträger, wobei die Strafbarkeit durch die Gleichstellung von Gemeinschaftsbeamten und Mitgliedern der EG-Kommission mit inländischen Amtsträgern erweitert wird (vgl. Art. 2 § 1 II Nr. 1 EuBestG = EU-Bestechungsgesetz). 

‑
Für das Ausnutzen der Mithilfe eines Amtsträgers genügt die vorsätzliche Wahrnehmung der durch die Hilfsbereitschaft des Amtsträgers geschaffenen Gelegenheit zur Erlangung einer nicht gerechtfertigten Subvention.

� 	Fall nach BGHSt 36, 373.


� 	Vgl. dazu nur OLG Köln, NStZ 1991, 585.


� 	Vgl. NK-Hellmann, § 264, Rn. 143.
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